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Nationalpark Hohe Tauern – Lehrstück einer
„regionalisierten Regionalentwicklung“ im Alpenraum?1
INGO MOSE
Einleitung
Das vorherrschende Bild der Alpen ist
geprägt durch zahlreiche Klischees,
Zerrbilder und Fehleinschätzungen.
Hierzu gehört auch die Vorstellung
eines einheitlichen – homogen struk-
turierten – Alpenraumes. Tatsächlich
sind die Alpen jedoch seit mehr als
einem halben Jahrhundert wie kaum
ein anderer Großraum Europas
besonders tiefgreifenden Prozessen des
regionalen Strukturwandels ausge-
setzt: Bedeutungsverlust der Landwirt-
schaft, Entwicklung des Massentou-
rismus und Erschließung für den Tran-
sitverkehr markieren einige Eckpunk-
te der ablaufenden Veränderungspro-
zesse. Ergebnis dieser Entwicklung ist
die Herausbildung einer ausgespro-
chen differenzierten Raumstruktur, die
zugleich mit einer Reihe ernst zu neh-
mender ökonomischer, soziokulturel-
ler und ökologischer Probleme ver-
bunden ist. Für Raumordnung und
Regionalpolitik stellen diese eine be-
sondere Herausforderung dar.
Zur Lösung der entstandenen Pro-
bleme stehen heute in zunehmendem
Maße Überlegungen zur Diskussion,
die der Vielfalt der räumlichen Ent-
wicklungstendenzen und der jeweils
unterschiedlichen Anforderungen über
die Formulierung regionsspezifischer
Handlungsstrategien in Politik und
Planung Rechnung zu tragen versu-
chen. Entsprechende Ansätze einer
„regionalisierten Regionalentwick-
lung“ werden primär aus zwei Rich-
tungen beeinflusst: Auf der einen Sei-
te beruhen sie auf Vorstellungen einer
stärker dezentralen Steuerung notwen-
diger Entscheidungsprozesse, die mit
der Verlagerung vormals zentralstaat-
licher Aufgaben und Zuständigkeiten
auf eine regionale Ebene verbunden
sind. Auf der anderen Seite wird die-
ser Prozess durch eine Regionalisie-
rung „von unten“ bestimmt, wie sie
u. a. in verschiedenen Formen der
interkommunalen Kooperation sicht-
bar wird.
unterscheiden ist. Verschiedene regi-
onalwissenschaftliche Untersuchungen
der letzten Jahre haben dieses Bild der
regionalen Differenzierung im Alpen-
raum auf der Basis empirischer Daten
eindrucksvoll untermauern können
(vgl. u. a. BÄTZING 1999).
Allerdings dienen die Versuche der
regionalen Differenzierung nicht nur
einer besseren Erfassung und einem
besseren Verständnis der aktuellen
Situation. Zugleich lässt sich daraus
auch die Forderung nach einem regi-
onsspezifischen Handeln ableiten, das
zur Lösung der jeweils typischen regi-
onalen Entwicklungsprobleme im Rah-
men von Raumordnung und Regio-
nalpolitik notwendig erscheint.
Wenngleich der regionale Struktur-
wandel im Alpenraum bereits seit län-
gerem Gegenstand einer regen wis-
senschaftlichen und politischen Aus-
einandersetzung ist, haben die damit
zusammenhängenden Fragen im Ver-
lauf der letzten beiden Jahrzehnte zu-
sätzlich an Bedeutung gewonnen. Für
Österreich spielt diesbezüglich der
Beitritt zur EU im Jahre 1995 eine
zentrale Rolle, in dessen Folge die
Probleme des Strukturwandels eine
weitere Verschärfung erfahren haben.
Dies gilt insbesondere im Blick auf die
Anpassungsprobleme der ländlichen
Räume, vor allem der Berggebiete und
der Berglandwirtschaft, für die erheb-
liche Probleme der Strukturanpassung




Hohe Tauern stellt ein geeignetes Bei-
spiel dar, anhand dessen der Frage
nach den Möglichkeiten, Widersprü-
chen und Grenzen von Strategien ei-
ner „regionalisierten Regionalentwick-
lung“ im Alpenraum konkreter nach-
gegangen werden kann. Nicht nur gilt
die Einrichtung des Nationalparks über
die Grenzen der Länder Kärnten, Salz-
burg und Tirol hinweg heute vielfach
als ein „Lehrstück“ der alpinen Raum-
ordnung, sondern wird die damit ein-
geleitete Entwicklung zugleich auch
als ein Modell für die Erprobung regi-
onal angepasster Entwicklungsstrate-
gien in peripheren ländlichen Räu-
men diskutiert. Inwieweit diese Ein-
schätzung tatsächlich zutrifft, soll im




Wenngleich die Prozesse des regiona-
len Strukturwandels im Alpenraum
kaum zu übersehen sind, bleibt nach
wie vor häufig unklar, wie das Ergeb-
nis dieser Entwicklung präzise zu be-
schreiben ist. Fortschreitende Verstäd-
terung auf der einen, massive Entsied-
lung auf der anderen Seite; hier ökolo-
gischer Verfall, dort Bewahrung na-
turnaher Kulturlandschaften – solche
oder ähnliche Bilder einer gewisser-
maßen dualen Raumstruktur bestim-
men bis heute zu einem Großteil die
Vorstellungen, die mit dem Prozess
des Strukturwandels im Alpenraum
verbunden werden. Bei genauerer
Betrachtung reicht dieses einfache Bild
zur Beschreibung der Realität jedoch
nicht aus. Ergebnis des Strukturwan-
dels ist vielmehr die Entwicklung ei-
ner weitaus differenzierteren Raum-
struktur, wobei bereits teilräumlich –
auf einer regionalen Ebene – zwischen
z. T. extrem disparitären ökonomi-
schen, soziokulturellen und ökologi-
schen Entwicklungstendenzen und
damit verbundenen Problemlagen zu
1 Der vorliegende Aufsatz basiert auf Vorträgen,
die der Autor am 16.7.1999 an der Carl von Os-
sietzky Universität Oldenburg auf der Akademischen
Feier aus Anlass des 60. Geburtstages von Prof.
Dr. Rainer Krüger und am 28.10.1999 auf der Ta-
gung „Heimat. L´ identità regionale nel processo
storico“ an der Libera Università di Lingue e Com-
municazione in Feltre (Italien) gehalten hat. Für ihre
kritischen Anmerkungen zur schriftlichen Textfas-
sung dankt er den Kollegen RAINER DANIELZYK (Dres-
den), PETER HASSLACHER (Innsbruck), MARTIN HEINTEL
(Wien), PETER SCHAAL (Vechta) und NORBERT WEIXLBAU-
MER (Wien).
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Herausforderungen auch und gerade
im politischen Raum (HEINTEL 1998).
Dies gilt ebenso für die Formulie-
rung politischer Antworten auf die
Probleme des Strukturwandels auf in-
ternationaler Ebene. Eine zentrale
Rolle spielt dabei die Diskussion um
die Verabschiedung und Umsetzung
der Alpenkonvention als internatio-
nales Instrument zum Schutz des Al-
penraums. Mit der Alpenkonvention
wird zum ersten Mal für einen europä-
ischen Großraum der Versuch unter-
nommen, unter den beteiligten Ak-
teuren – den Alpenländern und der
EU – verbindliche Vereinbarungen zur
nachhaltigen Entwicklung im Sinne
einer Balance zwischen Ökonomie,
Soziokultur und Ökologie zu treffen
und in Form konkreter Maßnahmen
umzusetzen. Mit der Ratifizierung der
Rahmenkonvention im Jahre 1991 so-
wie der Verabschiedung von in-
zwischen acht Protokollen zur inhalt-
lichen Konkretisierung der gesteckten
Ziele ist jedoch bislang „nur“ ein äu-
ßerer Rahmen abgesteckt; entschei-
dend bleibt die praktische Durchfüh-
rung insbesondere auf  regionaler, aber
auch auf nationaler und lokaler Ebene
(vgl. GANTAR 1998; HASSLACHER 2000).
Regionalisierung als Antwort auf die
Probleme im Alpenraum?
Eine rege wissenschaftliche und poli-
tische Diskussion thematisiert bereits
seit geraumer Zeit den wachsenden
Problemdruck im Alpenraum. In die-
sem Zusammenhang treten in zuneh-
mendem Maße Vorstellungen in den
Vordergrund, die zur Bewältigung der
unterschiedlichen Problemlagen im
Alpenraum die Formulierung regions-
spezifischer Handlungsstrategien im
Sinne einer „regionalisierten Regio-
nalentwicklung“ favorisieren.
Die Diskussion um eine Regionali-
sierung der Regionalentwicklung ist
jedoch keineswegs auf den Alpenraum
beschränkt. Sie steht im Zusammen-
hang mit einer breiten Auseinander-
setzung, die bereits seit längerem um
einen allgemeinen Bedeutungsgewinn
der „regionalen Ebene“ in Europa,
zumindest aber in den Ländern der
EU geführt wird. Dies gilt auch und
gerade für die Auseinandersetzung um
die konzeptionellen Grundlagen der
Regionalentwicklung und der sie steu-
ernden Politikbereiche (vgl. u. a. MOSE
1993a S. 31ff.).
In der Diskussion um die Vorzüge
der „regionalen Ebene“ dominierten
anfänglich normative Überlegungen
aus der Sicht einer kritischen Regio-
nalpolitik. Regionalität wurde danach
als Voraussetzung für die Bewahrung
gefährdeter und die Durchsetzung re-
formierter oder alternativer Lebens-
weisen verstanden. Ebenso verband
sich damit die Vorstellung, dass vor
dem Hintergrund zunehmend unüber-
schaubar werdender globaler Zusam-
menhänge die lokale und regionale
Ebene einen geeigneten Orientie-
rungsrahmen für soziale Aktivierung,
kulturelles Engagement und politische
Partizipation liefern. Als Fernziel wa-
ren damit auch Vorstellungen von wirt-
schaftlicher Abkoppelung und politi-
scher Autonomie verbunden.
Im Gegensatz dazu haben sich heu-
te eher funktional bestimmte Argu-
mente für die Aufwertung der regio-
nalen Ebene durchgesetzt. Diese wer-
den gleichermaßen durch eine Regio-
nalisierung „von oben“ und „von
unten“ bestimmt: So bestehen erheb-
liche Zweifel daran, ob zentralstaatli-
che Instanzen aufgrund der zunehmen-
den Komplexität von Problemen noch
in der Lage sind, diesen konzeptionell,
instrumentell, aber auch finanziell hin-
reichend treffsicher zu begegnen. Viel-
fach wird der Zentralstaat inzwischen
schlichtweg als überfordert angesehen
und ein entsprechendes Eigeninteres-
se an Dezentralisierung unterstellt.
Hinzu kommt, dass die politisch-ad-
ministrative Bewältigung des Struk-
turwandels immer mehr die Berück-
sichtigung neuer Themen und Akteu-
re aus den unterschiedlichsten gesell-
schaftlichen Handlungsfeldern (Wirt-
schaft, Kultur, Umwelt, Bildung usw.)
verlangt, für die die regionale Ebene
in besonderer Weise geeignet er-
scheint. Die Entstehung verschiede-
ner neuartiger regionaler Institutio-
nen wie Regionalkonferenzen, Runde
Tische etc. sind Ausdruck dieser Ent-
wicklung. Ebenso zählen dazu einige
spezifische Trägerinstitutionen im
Kontext europäischer Förderprogram-
me (z. B. LEADER-Aktionsgruppen).
Auf der anderen Seite wird der Pro-
zess der Regionalisierung durch deut-
liche Tendenzen einer immer stärke-
ren Kooperation auf kommunaler
Ebene bestimmt, wie sie z. B. in der
Bildung von Regionalverbänden zum
Ausdruck kommt. Zunehmende sach-
liche, vor allem aber finanzielle Zwän-
ge zur Zusammenarbeit begründen
diese Entwicklung ebenso wie der
Versuch der beteiligten Kommunen,
als Region besser wahrgenommen zu
werden und stärkeres politisches Ge-
wicht zu erlangen (vgl. BLOTEVOGEL
1996, S. 44ff.; auch DANIELZYK 1995
und 1998).
Der offensichtliche Bedeutungszu-
wachs der regionalen Ebene, der hier
im Hinblick auf die Aufgaben von
Raumordnung und Regionalpolitik nur
kurz skizziert werden sollte, könnte
auch und gerade für den Alpenraum
eine herausragende Bedeutung gewin-
nen (vgl. BÄTZING 1999). Dafür spre-
chen im wesentlichen drei Gründe:
• Die empirisch untermauerten Ten-
denzen einer fortschreitenden Dif-
ferenzierung des regionalen Struk-
turwandels und die Herausbildung
regional sehr unterschiedlicher Ent-
wicklungsmuster sind im Alpen-
raum besonders stark ausgeprägt.
Von daher erscheint es dringend
geboten, in den Alpen zur Bewälti-
gung der mit dem Strukturwandel
verbundenen Probleme insbeson-
dere regional angepasste Lösungen
zu entwickeln.
• Gleichzeitig ist sowohl in den Län-
dern des Alpenraumes als auch auf
der Ebene der EU eine anhaltende
Tendenz zur Implementierung „re-
gionalisierter“ Instrumente in Poli-
tik und Planung zu konstatieren, die
ein stärker regionales Handeln im
Alpenraum quasi zwangsläufig er-
forderlich machen (werden).
• In Teilen des Alpenraumes verfügt
man bereits über vielfältige, z. T.
langjährige Erfahrungen mit sol-
chen Politikansätzen im Sinne ei-
ner „regionalisierten Regionalent-
wicklung“, an die sich sinnvoll an-
knüpfen ließe.
Vor diesem Hintergrund ist davon
auszugehen, dass es zur dauerhaften
Bewältigung der skizzierten Problem-
lagen im Alpenraum keine Alternati-
ve zu den Ansätzen eines stärker regi-
onalisierten Handelns gibt. Diese Be-
wertung entspricht auch den Aussa-
gen des wichtigsten politischen Instru-
ments für die zukünftige Entwicklung
des Alpenraumes, der Alpenkonven-
tion: Als entscheidende Herausforde-
rung wird danach die Formulierung
eines gemeinsamen politischen Hand-
lungsrahmens für alle Alpenländer und
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die gleichzeitige Entwicklung regional
und lokal angepasster Handlungsan-
sätze angesehen (HASSLACHER 2000).
Nationalpark Hohe Tauern – eine
neue Sicht der Dinge?
Der österreichische Nationalpark
Hohe Tauern in den Ländern Kärn-
ten, Salzburg und Tirol ist ein
inzwischen viel zitiertes Beispiel des
alpinen Gebietsschutzes. Darüber hi-
naus ist er aber ebenso für die Frage
nach den Möglichkeiten, Widersprü-
chen und Grenzen von Strategien ei-
ner „regionalisierten Regionalentwick-
lung“ im Alpenraum von Interesse.
Insbesondere diesem Aspekt soll im
Folgenden näher nachgegangen wer-
den.
Der Nationalpark als „Glücksfall“
der alpinen Raumordnung
Die Schaffung des Nationalparks Hohe
Tauern gilt als eines der größten raum-
ordnungspolitischen Vorhaben in der
Geschichte Österreichs. Dabei wird
der Nationalpark häufig als ein „Lehr-
stück“, gelegentlich sogar als ein
„Glücksfall“ der alpinen Raumord-
nung angesehen. Vorrangig geht es
dabei um die Regelungen, die bei der
Einrichtung des Schutzgebietes hin-
sichtlich der Vereinbarkeit von Natur-
schutz und wirtschaftlicher Entwick-
lung im Nationalpark getroffen wur-
den (vgl. HASSLACHER 1998 und 1999).
Die Einrichtung des Nationalparks
lässt sich dabei in groben Zügen wie
folgt skizzieren:
Vorstellungen zur Schaffung eines
Nationalparks im Gebiet der Hohen
Tauern datieren zurück bis an den
Anfang des 20. Jahrhunderts. Erst mit
der Vereinbarung von Heiligenblut
zwischen den Landeshauptmännern
von Kärnten, Salzburg und Tirol aus
dem Jahre 1971 jedoch wurden end-
gültig die politischen Weichen zur Ein-
richtung eines hochrangigen länder-
übergreifenden Schutzgebietes ge-
stellt. Ziel dieser Vereinbarung war
es, einen der größten zusammenhän-
genden, noch weitgehend intakten
naturnahen Landschaftsräume des
Ostalpengebietes – die Gebirgsgrup-
pe der Hohen Tauern – unter dauer-
haften Schutz zu stellen.
Die gesetzliche Verankerung des
Nationalparks gelang erst in mehre-
ren, insgesamt zwei Jahrzehnte um-
spannenden Schritten. Zuvor mussten
in dem traditionell strukturschwachen,
teilweise extrem peripher gelegenen
ländlichen Raum unzählige Interes-
senkonflikte und Ängste der ansässi-
gen Bevölkerung sowie vor allem der
betroffenen Grundbesitzer ausgeräumt
werden. So konnte der Nationalpark
erst 1981 in Kärnten, 1983 in Salzburg
und – mit großer Verspätung – 1991 in
Tirol offiziell eingerichtet werden. Vor
allem die Auseinandersetzungen um
verschiedene großtechnische Erschlie-
ßungsvorhaben seitens der Energie-
wirtschaft sowie im Bereich des Tou-
rismus standen der Vervollständigung
des Drei-Länder-Nationalparks im
Wege. Gleichwohl gelang am Ende
doch eine endgültige politische Wei-
chenstellung zugunsten des Schutzge-
bietes. Insgesamt umfasst dieses heute
eine Fläche von 1 786 km2 und bildet
damit den größten Nationalpark Mit-
teleuropas (vgl. Abb. 1).
Nach HASSLACHER (1998, S. 11) ist
es nicht vorstellbar, dass im Ostalpen-
raum noch einmal ein ähnlich großes
Projekt des Gebietsschutzes verwirk-
licht werden kann. Allein von seiner
Ausdehnung her ist der Nationalpark
somit als einzigartig für die Ostalpen
anzusehen und rechtfertigt von daher







































































































































Abb. 1: Nationalpark Hohe Tauern und Vorfeldregion
Quelle: Nationalpark Hohe Tauern 1998, FALLY 1994
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ge naturschützerische Leistung“ (HASS-
LACHER 1999, S. 318).
Darüber hinaus kann aber auch die
raumordnerische Gestaltung des
Schutzgebietes alles in allem zweifel-
los als gelungen angesehen werden:
Unter Berücksichtigung der Belange
des Natur- und Landschaftsschutzes
auf der einen und der Belange diverser
wirtschaftlicher Interessengruppen
(Landwirtschaft, Tourismus, Energie-
wirtschaft etc.) auf der anderen Seite
gelang es, zu einer räumlichen Zonie-
rung des Nationalparkgebietes zu kom-
men, die neben Zonen intensiver Land-
schaftsbeanspruchung großräumige
Vorranggebiete der Ruhe und des öko-
logischen Ausgleichs vorsieht (Außen-
zone, Kernzone, Sonderschutzgebie-
te). Dieses Konzept wird heute allge-
mein als akzeptabel und tragfähig an-
gesehen.
Auf dem Weg zur Nationalparkregi-
on
Die letztlich erfolgreiche raumordne-
rische Umsetzung des Nationalparks
basiert auf einer Konzeption, von der
zu Beginn der konkreten National-
parkplanungen noch keine Rede war.
Diese beruht auf dem Prinzip des
gleichzeitigen Schützens und Förderns.
Dahinter verbirgt sich der Versuch, im
Gebiet des Nationalparks nicht nur zu
einer sinnvollen räumlichen Zonierung
von Naturschutz, Landwirtschaft, Tou-
rismus usw. zu kommen, sondern
darüber hinaus dem Großraum des
Nationalparks auch eine gezielte regi-
onalpolitische Förderung zuteil wer-
den zu lassen. Diese Förderung ist als
Kompensation für eine Reihe von In-
frastrukturmaßnahmen im Energie-
und Tourismussektor (Bau weiterer
Großspeicherkraftwerke, Erschlie-
ßung von Sommerskigebieten) zu ver-
stehen, die ursprünglich, wie oben
bereits angedeutet, ebenfalls zur Dis-
kussion gestanden hatten, mit der Ent-
scheidung für den Nationalpark je-
doch endgültig verworfen wurden. Mit
der Bereitstellung wirtschaftlicher
Hilfen wurde damit zugleich auch eine
entscheidende Grundlage für die
inzwischen breite Akzeptanz des
Schutzgebietes geschaffen.
Die Implementierung spezieller
Fördermöglichkeiten ist nicht nur in
wirtschaftlicher Hinsicht relevant.
Darüber hinaus ist vor allem die Tat-
sache von Bedeutung, dass damit die
Vorstellung einher geht, die Entwick-
lung des Schutzgebietes in einen grö-
ßeren Kontext der regionalen Entwick-
lungsplanung zu stellen, der über die
sog. „Nationalpark- (und) Vorfeldre-
gion“ (im folgenden kurz „National-
parkregion“) hergestellt werden soll
(vgl. FALLY 1994). Neben den 16 Nati-
onalparkgemeinden mit Gebietsantei-
len am Schutzgebiet werden dazu wei-
tere 9 vor- bzw. zwischengelagerte
Gemeinden gezählt, die zwar keinen
Anteil am Nationalpark haben, aber
aufgrund ihrer intensiven Verflechtung
mit den „echten“ Nationalparkgemein-
den als ein gemeinsamer Funktions-
raum angesehen werden können (vgl.
Abb. 1). Verschiedene Förderprogram-
me sowie planerische Dokumente, die
im Zusammenhang mit dem National-
park stehen, beziehen sich in der Re-
gel auf diesen Raum der National-
parkregion (vgl. u. a. SIR 1993b).
Für die Regionalförderung steht
eine Reihe verschiedener Förderpro-
gramme zur Verfügung. Hierzu zäh-
len sowohl Programme, die speziell
auf die Nationalparkregion zugeschnit-
ten sind als auch solche Programme,
die allgemein auf Landes- oder Bun-
desebene – unabhängig vom National-
park – zur Verfügung stehen (vgl. SIR
1993b, S. A1ff.). Eine besondere Rolle
für die Förderung der Nationalparkre-
gion spielt die Bund-Länder-Koope-
ration, über die seit 1982 spezielle na-
tionalparkbezogene Projektmittel in
die Gemeinden des Nationalparks
Hohe Tauern gelenkt werden. Die
Bund-Länder-Kooperation wurde
erstmals 1990 und erneut 1994 mit dem
Beitritt Tirols zum Nationalpark staats-
vertraglich verankert. Schwerpunkte
der Förderung liegen dabei auf Maß-
nahmen zur Erhaltung und Entwick-
lung der Berglandwirtschaft einerseits
sowie der Gestaltung eines national-
parkkonformen Tourismus anderer-
seits. Der Umfang der auf Bundes-
und Landesebene insgesamt ausge-
schütteten Fördermittel für projekt-
bezogene Maßnahmen ist beträchtlich
und belief sich im Zeitraum zwischen
1982 und 1997 auf insgesamt knapp
600 Mio. ÖS (= ca. 85 Mio. DM) (vgl.
HASSLACHER 1998, S. 11/12).
Neben den rein nationalparkbezo-
genen Projektförderungen wurden in
der Folge einige weitere regionalpoli-
tische Instrumente verankert, die
ebenfalls die Akzeptanz der Bevölke-
rung zu stärken halfen. Eine besonde-
re Rolle spielte in diesem Zusammen-
hang das 1991 von der Tiroler Landes-
regierung beschlossene „Regionale
Entwicklungsprogramm“ für die ostti-
roler Gemeinden mit Gebietsanteilen
am Nationalpark mit Fördermitteln
im Umfang von 250 Mio. ÖS (= ca. 35
Mio. DM), das als Kompensation für
einige der in Osttirol lange Zeit favo-
risierten großtechnischen Erschlie-
ßungsvorhaben (s. o.) installiert wur-
de. Die Umsetzung der Sonderförde-
rung wurde durch eine 1993 eigens
eingesetzte Regionalbetreuung sicher-
gestellt. Das Programm war jedoch
nur auf einen Zeitraum von zehn Jah-
ren befristet und läuft in diesem Jahr
aus. Ein adäquater Ersatz für das Pro-
gramm ist nicht vorgesehen; entspre-
chend ist aktuell Kritik an der Tiroler
Landesregierung laut geworden.
Mit der Einbeziehung einer „regio-
nalen Ebene“, nämlich der National-
parkregion, ist der Nationalpark Hohe
Tauern zu einem Experimentierfeld
für die praktische Gestaltung einer
„regionalisierten Regionalentwick-
lung“ geworden. Im Einklang mit der
Idee des Nationalparks soll sich diese
primär an einer dem Leitbild der Nach-
haltigkeit verpflichteten Entwicklung
der Region unter Einbeziehung
möglichst vieler relevanter Potenziale
und Akteure orientieren. Insofern ist
der Nationalpark Hohe Tauern auch
nicht länger ausschließlich ein Instru-
ment des Gebietsschutzes, sondern
übernimmt zugleich die Aufgabe ei-
nes Instruments der Regionalentwick-
lung in einem peripheren ländlichen
Raum. Dieser erkennbare Funktions-
wandel eines Schutzgebietes, für den
es im Alpenraum und in anderen Tei-
len Europas verschiedene weitere Bei-
spiele gibt, ist von WEIXLBAUMER
(1998a) als Übergang vom statischen
zum innovativen Gebietsschutz cha-
rakterisiert worden.
Der Prozess der regionalen Akti-
vierung im Umfeld des Nationalparks
ist inzwischen weiter fortgeschritten,
wobei hierfür gleichermaßen Hand-
lungsansätze „von oben“ und „von
unten“ sowie in unterschiedlichen
Aktivitätsfeldern von Bedeutung sind.
Diese können hier nur überblickartig
skizziert werden.
Eine ausgesprochene Vorreiterrol-
le fiel in der Gründungsphase des Na-
tionalparks dem Österreichischen Al-
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penverein zu, der als größter Grund-
besitzer im Nationalparkgebiet bereits
beizeiten wichtige Impulse zur Ent-
wicklung eines „sanften Tourismus“
in der Region setzen konnte. Daneben
sind die beteiligten Gemeinden bzw.
Fremdenverkehrsverbände zu Trägern
nationalparkorientierter Initiativen im
Bereich des Tourismus geworden (vgl.
MOSE 1993b und 2000). Über die Grün-
dung des sog. „Zukunftskollegiums
Nationalpark Hohe Tauern“ fanden
frühzeitig verschiedene Formen der
Bürgerbeteiligung auf kommunaler
Ebene Eingang in die Entwicklung der
Nationalparkregion, die sich u. a. in
Beiträgen zur Denkmalpflege, Kul-
tur- und Bildungsarbeit niederschlu-
gen. Darüber hinaus etablierte sich im
Land Salzburg der Verein „TAURIS-
KA“ zur Förderung diverser eigen-
ständiger kultureller Initiativen in der
Nationalparkregion. Seit dem EU-
Beitritt Österreichs liegt der Natio-
nalpark schließlich auch im Einfluss-
bereich mehrerer europäischer För-
derprogramme. Von wenigen Ausnah-
men abgesehen fielen 1995-99 fast alle
Nationalparkgemeinden unter die Ziel
5b-Förderung (vgl. Abb. 2). Zu deren
optimaler Umsetzung wurden in den
betreffenden Gebieten verschiedene
regionale Entwicklungsorganisationen
eingerichtet, die als „Vermittler“ zwi-
schen den Förderprogrammen und der
regionalen Wirtschaft fungieren. In
Salzburg wurde ein entsprechendes
Regionalmanagement z. B. auf Ebene
der Bezirke eingerichtet; wobei deren
Tätigkeit mehr oder weniger auch den
Einzugsbereich der Nationalparkregi-
on umfasst (z. B. Regionalmanage-
ment Pinzgau). Noch wichtiger war
aus akteursbezogener Sicht die Etab-
lierung von drei Programmregionen
der Gemeinschaftsinitiative LEA-
DER, die Gebietsanteile am Natio-
nalpark Hohe Tauern haben: die „Na-
tionalparkregion Hohe Tauern“ (Salz-
burg), die „Region Großglockner/
Mölltal“ (Kärnten) und die „Region
Virgental“ (Osttirol). Lokale Aktions-
gruppen sind in diesen Gebieten zum
Träger diverser umweltverträglicher
Projekte im Tourismus, in der Land-
wirtschaft, im Gewerbe sowie in den
Bereichen Energie und Kultur gewor-
den. Hierbei werden sie von eigens
eingesetzten LEADER-Managern
unterstützt. Die LEADER-Regionen
im Gebiet des Nationalparks Hohe
Tauern werden zu den innovativsten
in ganz Österreich gezählt (vgl. FIDL-
SCHUSTER1998; auch SLATOSCH 2000).
Mit der Reform der EU-Strukturfonds
zu Beginn des Jahres 2000 sind große
Teile der Nationalparkregion heute
unter dem neuen Ziel 2-Programm
weiterhin förderfähig geblieben; eini-
ge Gemeinden fallen unter eine befris-
tetet Übergangsförderung (sog. phasing
out). Die zukünftige Rolle der LEA-
DER-Gruppen ist dagegen bis dato
unklar (vgl. Abb. 3).
Chancen, Probleme und Widersprü-
che der Regionalisierung
Der eingeleitete Prozess der Regiona-
lisierung im Einzugsgebiet des Natio-
nalparks Hohe Tauern steht deutlich
im Gegensatz zu früheren raumord-
nungs- und regionalpolitischen Hand-
lungsansätzen vor allem der 1960er
und 1970er Jahre, die die Regionen
primär „von oben“ aus der Perspekti-
ve der übergeordneten Zentren und
ihrer Interessen und weitgehend ohne
Rücksicht auf ökologische Belange zu
„entwickeln“ versuchten. Dagegen tra-
gen die heutigen Handlungsansätze
deutlich die Handschrift einer stärker
dezentralisierten, regional angepass-
ten und umweltverträglichen Regio-
nalentwicklung. Dieser Wandel ist
zweifellos als ein Gewinn zu bewer-
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Abb. 2: Fördergebiete der EU-Strukturfonds und -Gemeinschaftsinitiativen (1995-1999)
Quelle: Ämter der Kärntner, Salzburger und Tiroler Landesregierung
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zuvor – die Artikulation eigener regi-
onaler Interessen möglich geworden
ist. Für deren Umsetzung bietet der
Nationalpark ein ungewöhnliches Ex-
perimentierfeld. Er fungiert dabei nicht
mehr ausschließlich als Schutzgebiet
im engeren Sinne, sondern übernimmt
mehr und mehr auch die Rolle eines
Instruments der Regionalentwicklung,
das sich am Maßstab der Nachhaltig-
keit zu orientieren versucht. Dieses
hat es in der betreffenden Region
vorher nicht gegeben. Die Realisie-
rung zahlreicher innovativer Projekte
belegt eindrucksvoll die Dynamik der
damit ausgelösten Entwicklungspro-
zesse.
Gleichzeitig sind jedoch auch Defi-
zite und Probleme erkennbar gewor-
den, die den Vorbildcharakter des
„Projektes“ Nationalpark Hohe Tau-
ern relativieren. Deren wissenschaft-
liche Aufarbeitung ist bislang allenfalls
punktuell erfolgt und bedarf der wei-
teren Vertiefung. Hier können im Fol-
genden nur einige wenige „Schlüssel-
fragen“ angesprochen werden.
Eine unverzichtbare Voraussetzung
für die erfolgreiche Umsetzung der
„neuen“ Entwicklungsstrategien ist
deren möglichst breite Verankerung
unter der einheimischen Bevölkerung.
Diese gestaltet sich nicht unproblema-
tisch. So ist festzuhalten, dass sich die
Einbeziehung der Bevölkerung in die
lokalen und regionalen Entwicklungs-
prozesse von Gemeinde zu Gemeinde
bislang sehr unterschiedlich gestaltet
hat. Hatte es in der Gründungsphase
des Nationalparks in einigen Gemein-
den besonders aktive Formen der Bür-
gerbeteiligung gegeben, z. B. in der
Gemeinde Neukirchen am Großvene-
diger über das „Zukunftskollegium
Nationalpark Hohe Tauern“, so war
die Mobilisierung einer solchen Ent-
wicklung „von unten“ in anderen Ge-
meinden dagegen weniger erfolgreich.
Heute ist die Bereitschaft zur Mitwir-
kung an konkreten Projektinitiativen
insgesamt eher rückläufig. Die starke
Abhängigkeit entsprechender Aktivi-
täten von einzelnen Persönlichkeiten,
die hohen Belastungen, die üblicher-
weise mit einem ehrenamtlichen En-
gagement verbunden sind, Defizite
hinsichtlich der Transparenz der ab-
laufenden Prozesse sowie die letztlich
nur beschränkten Einflussmöglichkei-
ten auf lokaler Ebene kommen dafür
als Erklärung in Betracht. Deutlich
werden hieran die Probleme einer dau-
erhaften Verankerung partizipativer
Planungsformen sichtbar.
Als ein weiteres Problem erweist sich
die Tatsache, dass bislang nur schwer
auszumachen ist, welche der in der
Region tätigen Akteure tatsächlich als
„regionale Institutionen“ mit einer
ausdrücklich regionalen Handlungs-
perspektive gelten können. Am ehes-
ten wird dies für die Formierung der
genannten LEADER-Aktionsgruppen
vermutet werden, die allein von der
Konzeption des LEADER-Programms
her – zumindest formal – auf eine
„regionale Perspektive“ verpflichtet
sind. Tatsächlich spiegelt sich diese
Perspektive auch in der praktischen
Arbeit der LEADER-Gruppen wider.
Ein Beispiel hierfür stellt die im salz-
burger Teil der Nationalparkregion
entwickelte Regionalmarke „National-
park Hohe Tauern“ dar, die neben
zahlreichen landwirtschaftlichen und
handwerklichen Betrieben auch von
24 gastronomischen „Partnerbetrie-
ben“ verwendet wird. Obschon die
Aktionsgruppen und die sie unterstüt-
zenden LEADER-Manager sich in
ihrer Arbeit vorrangig auf das eigene
Arbeitsgebiet konzentrieren, haben
sich auch einige Austauschbeziehun-
gen entwickeln können, die den Ge-
samtraum der Nationalparkregion in
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Abb. 3: Fördergebiete der EU-Strukturfonds (2000-2006)
Quelle: Ämter der Kärntner, Salzburger und Tiroler Landesregierung
95
diese Kooperationen zustande kamen,
liegt aber offenbar weniger in einer
gezielten Kooperationsstrategie als an
der Selbstorganisationskraft der jewei-
ligen Projektträger begründet, da ein
regelmäßiger Austausch zwischen den
Gruppen in den drei LEADER-Pro-
grammen nicht vorgesehen ist. Aller-
dings planen die drei Aktionsgruppen
für die Zukunft ein gemeinsames Pro-
jekt, in dessen Mittelpunkt ein moder-
nes touristisches Destinations-Ma-
nagement für den gesamten National-
park stehen soll (vgl. FIDLSCHUSTER
1998, S. 14). Der Wert der LEADER-
Aktivitäten für die Entwicklung der
Nationalparkregion darf insofern nicht
unterschätzt werden. Gleichwohl
bleibt zu berücksichtigen, dass sich
diese praktisch nur auf sehr ausge-
wählte Handlungsfelder beschränken,
die stark durch sektorale Partikularin-
teressen gesteuert werden (Landwirt-
schaft, Tourismus etc.). Eine ganzheit-
liche Konzeption der Regionalent-
wicklung, womöglich für die gesamte
Region des Nationalparks und seines
Vorfeldes im Sinne von FALLY (1994),
liegt der Arbeit der LEADER-Akti-
onsgruppen jedenfalls nicht zugrunde.
Die Rolle „regionaler Institutionen“
können diese insofern nur bedingt
übernehmen.
Auch die Nationalparkverwaltun-
gen haben dieses Fehlen einer „regio-
nalen Institution“ nicht auffangen kön-
nen. Per definitionem sind diese vor-
rangig auf die Entwicklung des Schutz-
gebietes im engeren Sinne und weni-
ger auf die Entwicklung der Region
orientiert. Dies wird insbesondere auch
an den Bemühungen um die Anerken-
nung des Nationalparks durch die In-
ternational Union for Conservation of
Nature and Resources (IUCN) deut-
lich, die gegenwärtig für die National-
parkverwaltungen eindeutig im Mit-
telpunkt des Interesses stehen. Die
Frage nach dem Zusammenhang von
Schutzgebietsqualität und Regional-
entwicklung spielt dabei nur eine un-
tergeordnete Rolle. Überdies fehlt es
offenbar auch am Willen zur Formu-
lierung einer gemeinsamen regiona-
len Entwicklungsperspektive. So ist es
bis heute nicht gelungen, für das län-
derübergreifende Schutzgebiet eine ge-
meinsame Verwaltung zu installieren,
obschon die Vorteile einer gemeinsa-
men Verwaltungsstruktur auf der Hand
liegen und der Nationalpark offiziell
immer als ein „einheitliches Schutzge-
biet“ gedacht war. Die Nationalpark-
verwaltungen können insofern bislang
kaum für sich in Anspruch nehmen,
mit „einer Stimme“ für den National-
park, geschweige denn die National-
parkregion zu sprechen. Auch der sog.
Nationalparkrat, der sich aus Vertre-
tern aller drei Schutzgebiete zusam-
mensetzt, hat diesen Anspruch nicht
einlösen können; de facto ist das Gre-
mium mehr oder weniger bedeutungs-
los und hat inzwischen seit über drei
Jahren nicht mehr getagt. Einzig mit
der Nationalparkakademie Hohe Tau-
ern ist 1997 eine Institution im Bereich
der Bildungsarbeit entstanden, die
erstmals tatsächlich länderübergrei-
fend tätig ist und Veranstaltungen über
die Grenzen der drei Länder hinweg
anbietet.
Unklar ist schließlich, ob sich alle
relevanten Initiativen unter ein ge-
meinsames Leitbild bzw. ein gemein-
sames Entwicklungskonzept im Sinne
einer nationalparkkonformen – nach-
haltigen – Regionalentwicklung stel-
len lassen. Tatsächlich wurde für die
Entwicklung der Nationalparkregion
bislang kein Leitbild bzw. Entwick-
lungskonzept formuliert, zumindest
nicht auf länderübergreifender Ebe-
ne. Auch das 1993 speziell für das
Land Salzburg vorgelegte „Entwick-
lungs- und Förderungskonzept für die
Nationalpark Hohe Tauern Vorfeld-
region“ (vgl. SIR 1993a und 1993b)
erfüllt diesen Anspruch allenfalls be-
dingt, da es sich hierbei „nur“ um ei-
nen fachgutachterlichen Katalog po-
tenzieller – zudem sehr allgemeiner –
Ziele und Maßnahmen handelt, nicht
jedoch um die Formulierung eines ver-
bindlich vereinbarten Handlungsrah-
mens und entsprechender Handlungs-
schritte als Ergebnis einer gemeinsa-
men Willensbildung der zuständigen
politisch legitimierten Institutionen.
Diesem Defizit für die National-
parkregion als Ganzes entsprechen die
Defizite auf teilräumlicher Ebene. So
ist es seitens der Regionalplanung
bislang in fast allen Nationalparkge-
bieten Kärntens, Salzburgs und Tirols
versäumt worden, die gesetzlich erfor-
derlichen Entwicklungsprogramme für
die jeweiligen Teilräume fortzuschrei-
ben bzw. überhaupt zu erstellen (vgl.
HASSLACHER 1999, S. 321/322). Die
Überalterung der Planungsgrundlagen
wird beispielhaft anhand der salzbur-
ger Bezirke mit Anteilen an der Nati-
onalparkregion deutlich: So datieren
die relevanten Entwicklungsprogram-
me der überörtlichen Raumplanung
für den Pinzgau auf das Jahr 1973 und
für den Pongau auf das Jahr 1986 (vgl.
SIR 1993a, S. 196ff.). Dieses Fehlen
klarer regionalplanerischer Zielvorga-
ben für die zukünftige Entwicklung im
Einzugsbereich des Nationalparks
wiegt umso schwerer, als im Bereich
der regionalen Wirtschaftsförderung
seit Mitte der 1990er Jahre professio-
nelle Einrichtungen des Regionalma-
nagements tätig sind, deren Tätigkeit
sinnvollerweise mit den Zielsetzun-
gen der Raumordnung abzustimmen
wäre. Dies ist jedoch bislang nur
ansatzweise der Fall.
Dadurch fehlt es auch auf dieser
Ebene weitgehend an klaren Zielvor-
gaben für die zukünftige Entwicklung
im Einzugsbereich des Nationalparks.
Eine Ausnahme stellt die Entwick-
lung im salzburgischen Bezirk des
Lungaus dar, der mit einigen Gemein-
den Gebietsanteile an der National-
parkregion hat. Auf Grundlage des
Salzburger Landesentwicklungspro-
gramms aus dem Jahre 1994 wurde im
Lungau ein „Regionalprogramm“ er-
arbeitet, das seit dem 29.3.2000 rechts-
wirksam ist. Die Erstellung des Regi-
onalprogramms erfolgte durch den
1995 gegründeten Regionalverband
Lungau, in dem alle 15 Gemeinden
des Bezirks zusammengeschlossen sind
und der gemäß salzburgischem Raum-
ordnungsgesetz von 1992 Träger der
Regionalplanung ist; zugleich fungiert
der Regionalverband auch als Träger
des Regionalmanagements im Bezirk.
Das „Regionalprogramm Lungau“ ist
eines der ersten einer neuen Genera-
tion von Programmen im Land Salz-
burg, die entsprechende Verordnun-
gen aus den 1970er und 1980er Jahren
ersetzen sollen. Nach KALS und SCHÖN-
EGGER (2000) liegt die besondere Qua-
lität des Regionalprogramms für den
Lungau in der Formulierung eines Leit-
bildes, das auf „eine ´ intelligente´ Nut-
zung der Landschaftsgüter durch res-
sourcenschonende, nachhaltig organi-
sierte Regionalwirtschaft“ zielt. Zu den
Eckpfeilern des Regionalprogramms
zählen dem entsprechend die Erhal-
tung gleichwertiger Lebensbedingun-
gen in der Region, eine ausgewogene
und solidarische Entwicklung der Ge-
meinden im Sinne einer regionalen
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Arbeitsteilung sowie die Orientierung
der Regionalentwicklung an Nachhal-
tigkeit, Ressourcenschutz und Um-
weltentlastung (vgl. KALS und SCHÖN-
EGGER 2000).
Was mit einem Regionalprogramm
wie für den Lungau aufgezeigt worden
ist, steht nicht nur für die weiteren
Bezirke im Einzugsbereich des Natio-
nalparks, sondern auch für den Pla-
nungsraum der Nationalparkregion als
Ganzes nach wie vor aus: die Formu-
lierung eines klaren Leitbildes, an dem
sich die zukünftige Entwicklung die-
ses Raumes orientieren soll. Eine ge-
eignete Form könnte hierfür z. B. ein
großräumiges „Regionales Entwick-
lungskonzept“ bzw. ein „Regionaler
Förderplan“ sein, wie dies ähnlich u. a.
aus der regionalpolitischen Programm-
planung im Rahmen der EU-Struktur-
fonds bekannt ist. Die geltenden ge-
setzlichen Grundlagen der Raumord-
nung in den beteiligten Ländern sehen
die Möglichkeit der Implementierung
eines solchen großräumigen Planungs-
bzw. Entwicklungsinstruments, zumal
über die Grenzen der Länder hinweg,
nicht vor. Gleichwohl wäre ein solches
Instrument sinnvoll und notwendig,
da mit den bisherigen konzeptionellen
Planungs- und Entwicklungsvorgaben
auf teilräumlicher oder sektoraler
Ebene eine dezidiert „regionale Pers-
pektive“ nicht bzw. allenfalls in An-
sätzen angesprochen worden ist.
Zusammenfassung
Der Nationalpark Hohe Tauern kann in
mehrfacher Hinsicht als ein interessan-
ter „Testfall“ für die Implementierung
regionalisierter Formen der Regional-
entwicklung im Alpenraum gelten. Nach
BÄTZING (1999) sind solche regional an-
gepassten Strategien der Regionalent-
wicklung eine unverzichtbare Voraus-
setzung dafür, um im Alpenraum adä-
quate Lösungen für die zunehmend spe-
zielleren Entwicklungsprobleme auf re-
gionaler Ebene zu finden.
Die Erfahrungen mit der bisherigen
Entwicklung in der Nationalparkregi-
on Hohe Tauern vermitteln ein hete-
rogenes, keineswegs widerspruchsfrei-
es Bild von der Praxis entsprechender
Handlungsstrategien. Einige wesent-
liche Ergebnisse der vorangehenden
Darstellungen lassen sich wie folgt
zusammenfassen:
Weitgehend unbestritten ist die
Qualität der raumordnerischen Im-
plementierung des Nationalparks in
allen drei Ländern. Diese illustriert
beispielhaft, wie auf Basis eines räum-
lich differenzierten Zonierungskon-
zeptes tragfähige Möglichkeiten des
Ausgleichs unterschiedlicher Interes-
sensansprüche gefunden werden konn-
ten. Ähnlich positive Erfahrungen
wurden auch in anderen Schutzgebie-
ten (im Alpenraum) gemacht.
Ebenso dürfte außer Frage stehen,
dass die Einrichtung des Nationalparks
grundsätzlich als Auslöser für eine
ganze Reihe von Projekten anzusehen
ist, die sich in der Summe sehr positiv
auf die Entwicklung der Nationalpark-
region ausgewirkt haben. Verschiede-
ne Initiativen im Bereich des Touris-
mus, der Landwirtschaft oder der Kul-
turarbeit können hierfür als Beispiele
genannt werden. Auch über die Nati-
onalparkregion hinaus haben diese
Aufmerksamkeit erregt und Vorbild-
charakter für vergleichbare Initiati-
ven gewonnen.
Unklar ist jedoch, inwieweit die ein-
geleitete Aktivierung, um die hier pri-
mär angesprochene Fragestellung noch
einmal zu akzentuieren, tatsächlich als
Ausdruck eines regionalen Handelns
im Sinne einer „regionalisierten Regi-
onalentwicklung“ angesehen werden
kann. Die bisherige Entwicklung ist
im Wesentlichen dadurch gekenn-
zeichnet, dass verschiedene Ansätze
eines stärker regional orientierten
Handelns sowie die sie jeweils tragen-
den Institutionen (noch) mehr oder
weniger additiv nebeneinander stehen,
ohne dass deren Aktivitäten bereits
hinreichend integriert worden wären.
Dieser Befund geht mit der Beobach-
tung einher, dass die Konkurrenz der
Kommunen (aber auch anderer Ak-
teure) nach wie vor einen, wenn auch
nicht den einzigen starken Motor der
Regionalentwicklung darstellt. Bei-
spielhaft wird dies anhand der kontro-
versen Einstellungen zur weiteren tou-
ristischen Infrastrukturplanung sowie
der völlig uneinheitlichen Positions-
bildungen zur großräumigen Verkehrs-
planung deutlich. Dieser Befund steht
im Widerspruch zum erklärten Ziel
eines regional abgestimmten Han-
delns, das eine stärkere und dauerhaf-
te Abstimmung und Kooperation in
Form eines geeigneten institutionel-
len Rahmens erforderlich macht.
Hierzu sind bislang allenfalls Ansätze
erkennbar.
Ein wesentliches Manko stellt dem
entsprechend das Fehlen eines regio-
nalen Leitbildes für den Gesamtraum
der Nationalparkregion dar. Im Sinne
einer tatsächlich „regionalen Entwick-
lung“ müsste dies notwendigerweise
für alle beteiligten Akteure ein Min-
destmaß an Verbindlichkeit besitzen,
um überhaupt wirksam werden zu kön-
nen. Zwar wird von verschiedenen
Akteuren die Notwendigkeit der regi-
onalen Abstimmung über eine natio-
nalparkkonforme, umweltverträgliche,
nachhaltige Regionalentwicklung pos-
tuliert (vgl. u. a. SIR 1993a, S. 2), tat-
sächlich stehen jedoch nach wie vor
zahlreiche kontroverse Vorstellungen
über die zukünftige Entwicklung der
Nationalparkregion scheinbar belie-
big nebeneinander. Eine  politische
Initiative zur Bewältigung dieses De-
fizits ist derzeit nicht absehbar.
Insoweit wird deutlich, dass die
Entwicklung des Nationalparks nach
wie vor ein beträchtliches Stück hinter
dessen Möglichkeiten zurückbleibt.
Das ist auch und gerade im Lichte der
Möglichkeiten zu sehen, die aus der
Einrichtung eines hochrangigen groß-
räumigen Schutzgebietes wie dem
Nationalpark Hohe Tauern erwach-
sen. Zu Recht stellt KALS (1997, S. 81)
fest: „Schutzgebiete sind als bloße
Beruhigungspille für das Umweltge-
wissen zu wertvoll .... Ziel muss daher
die echte Integration der Schutzgebie-
te in die Gesamtentwicklung einer
Region sein. Schutzgebiete können
daher als identitätsstiftende Kerne von
Modellregionen fungieren, mit im
Anschluss konsequenter Orientierung
des Gesamtraumes an der ´Regions-
idee´...“ (Hervorhebung im Original).
Diesem Bild entsprechen weitergehen-
de Überlegungen, die Schutzgebiete
als mögliches „Rezept“, gar als „Vor-
bildlandschaften“ für die Entwicklung
ländlicher Räume sehen (vgl. WEIXL-
BAUMER 1998b). Wie die aktuelle regi-
onalwissenschaftliche Diskussion
zeigt, werden hierfür aber eher „neue“
Schutzgebietstypen für geeignet ge-
halten, die im Sinne eines dynamisch-
innovativen Ansatzes Schutz und Ent-
wicklung eines Raumes miteinander
zu verbinden suchen: Biosphärenre-
servate und -parks, Regionalparks,
Ruhegebiete und ähnliche Schutzge-
bietstypen. Nationalparks dagegen
werden aufgrund ihres spezifischen
konzeptionellen Ansatzes, in dessen
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Mittelpunkt häufig nach wie vor der
„Reservatsgedanke“ steht, weniger als
geeignete Instrumente der Regional-
entwicklung angesehen. Wenngleich
der Nationalpark Hohe Tauern
spätestens seit seiner gesetzlichen
Verankerung ausdrücklich auch als ein
Instrument der Regionalentwicklung
angesehen worden ist, hat sich diese
Sichtweise bislang offenbar nicht ge-
nügend im Sinne einer regionalen Iden-
titätsstiftung mit dem Ziel eines „regi-
onalen Denkens“ unter den relevan-
ten Akteuren – von Ausnahmen abge-
sehen – durchzusetzen vermocht.
Im Hinblick auf die Entwicklung
und Erprobung regionalisierter Hand-
lungsstrategien zur Bewältigung der
anstehenden Problemlagen im Alpen-
raum muss daraus vorerst der Schluss
gezogen werden, dass das Beispiel des
Nationalparks Hohe Tauern hierfür
sicherlich (bislang) nur bedingt als
Vorbild dienen kann. Erst jüngst hat
HASSLACHER (1998) mit ähnlichem
Tenor erneut davor gewarnt, die Ent-
wicklung des Nationalparks allzu ro-
sig zu beurteilen. Für ihn ist „der große
Entwicklungswurf, mit dem sich eine
europaweite Aha-Assoziation mit un-
verwechselbarem Vorzeigecharakter
verbinden ließe, ... bisher nicht gelun-
gen“ (HASSLACHER 1998, S. 12). Tat-
sächlich kann zu Recht beklagt wer-
den, dass bislang keine einzige Natio-
nalparkgemeinde am Gemeindenetz-
werk „Allianz in den Alpen“ teil-
nimmt, die sich zum Ziel gesetzt hat,
die Inhalte der Alpenkonvention auf
kommunaler Ebene umzusetzen. Eben
sowenig ist bislang erkennbar, wie der
Nationalpark Hohe Tauern als „Kata-
lysator“ eines großräumigen interre-
gionalen Schutzgebietsverbundes im
Alpenhauptkamm wirken könnte, auf
dessen potenzielle Bedeutung für den
alpinen Gebietsschutz bereits frühzei-
tig ebenfalls HASSLACHER (1992) hin-
gewiesen hat. Konkrete Handlungs-
perspektiven könnten dabei sowohl in
der Kooperation mit dem benachbar-
ten Tiroler Ruhegebiet Zillertaler
Hauptkamm als auch mit dem Natur-
park Riesenferner-Ahrn in Südtirol
(Italien) liegen (vgl. u. a. EDER 1998).
Indes kann weder in der National-
parkregion Hohe Tauern noch in den
Regionen des Alpenraumes insgesamt
sinnvoll hinter die Erfordernisse eines
stärker regionalisierten Handelns in
Raumordnung und Regionalpolitik
wieder zurückgetreten werden. Das
Beispiel des Nationalparks Hohe Tau-
ern zeigt vielmehr, dass es gute Grün-
de gibt, dieser Herausforderung mit
der gebotenen Nüchternheit zu begeg-
nen. Vor zuviel Euphorie in Sachen
Regionalisierung, das lehren die Er-
fahrungen in der Nationalparkregion
Hohe Tauern, sei jedenfalls gewarnt!
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